
TAG
Nr. 24 / 8. Jahrgang 15. J  u n i  1 9 5 5 P re is  20 P fenn ig

Zwei Jahre nach dem Volksaufstand
Der 17. Juni bestimmt heute noch kommunistische Tagespolitik

Niederlagen einer D iktatur greifen  hart in deren Ziele und 
Methoden ein. Jene, die sich am 2. Jahrestag des Volksaufstan­
des fragen : „W as haben w ir  eigentlich erreicht?“  mögen dessen 
sicher sein. Bis auf den heutigen T ag  werden sowohl die sow je­
tische Deutschland-Politik als auch die der SED von den dama­
ligen Ereignissen beeinflußt. W enn die in diesen Tagen durch 
die Betriebe ziehenden Offiziere des Staatssicherheitsdienstes 
dabei den Aufstand in eine „Revolte bezahlter Agenten“ um- 
zufälschen suchen, zeugt das nur von der Furcht, m it der SED 
und SSD an den 17. Juni 1953 denken. F ü r das historische Ge­
schehen selbst g ib t es 18 M illionen Augenzeugen —  und viele 
Opfer. Sie alle aber interessiert: Was hat der Volksaufstand 
erreicht? W o wäre die Sowjetzone heute, wenn die Arbeiter­
schaft Mitteldeutschlands am 17. Juni nicht auf die Straße 
gegangen wäre?
Jeder weiß, w ie kläglich sich 

die H erren von heute seinerzeit 
benahmen. W ie  die SED unter 
dem Schutz der Sowjetpanzer 
Position um Position  zurück­
erobern mußte. Man kennt die 
Reue-Erklärungen der R eg ie­
rung, weiß, w ie Zaisser, H errn­
stadt und andere geopfert w er­
den mußten, um die wahren 
Schuldigen, um das System zu 
retten. Im  SED-Zentralkomitee 
wurden 20 leitende Funktionen 
neu besetzt.

Gewiß, es kamen andere. Aber 
d a s  V o l k  hatte diese Funk­
tionäre abgesetzt.

SED wurde dezimiert
150 000 SED-M itglieder und 

-Funktionäre wurden wegen 
Versagens oder direkter Betei­
ligung am Aufstand ausge­
schlossen, über 2000 inhaftiert. 
E in ige Zehntausend verließen 
die Parte i verbittert und ent­
täuscht.

D ie  soziale Strukturänderung 
konnte bis heute nicht an­
nähernd ausgeglichen w erden: 
Arbeiter und Kleinbauern, zum 
T e il jahrzehntelange Kommu­
nisten, hatten die Parte i ver­
lassen, nur Karrieristen und ge­
scheiter te Existenzen stießen 
nach, von den freiwerdenden 
Postchen angelockt. Dem Rest 
sitzt die Furcht vor den strei­

kenden Arbeitern bis heute 
unter der Haut.

Alles, was danach kam, wurde 
vom  Volksaufstand diktiert. D ie 
Zugeständnisse der Regierung, 
aber auch der Terror und die 
„Kam pfgruppen“ der SED. V ie­
les, was man vor dem 17. Juni 
durchpeitschen wollte, versuchte 
man später durch die H intertür 
zu bewirken. Aber bis heute 
w agt es die SED noch nicht, 
generelle Normerhöhung auf ad­
ministrativem  W ege zu verfügen.

V o lk s d e m o k ra t ie  g e s to p p t
H ätte es keinen 17.,Juni g e ­

geben, w äre die Zone bereits 
1951 ein waffenstarrendes A r ­
senal der Schwerindustrie volks­
demokratischer Bänder gewor­
den. Und eine vollendete Volks­
demokratie, im  A llta g  einer so­
wjetischen Provinz erstarrt.

D ie Hauptbedeutung aber 
lie g t  in  dem Schock, den der 
Aufstand gerade den sich nach 
Stalins Tod neu auf die Macht 
orientierenden Sowjets ver­
setzte. Von Malenkows erster 
Deutschland -  Erklärung nach 
dem Juni 1953 bis zur E in la­
dung des Bundeskanzlers zu 
einem Moskauer Gespräch hat 
dieser Schock die Sow jetpolitik 
begleitet.

Der 17. Juni —  das ist seine 
historische Bedeutung —  war

eine unwiderrufliche Absage an 
den Kommunismus und ein B e­
kenntnis zur W iedervereinigung,

D ie SED selbst erklärt, daß 
sie durch den 17. Juni mehr als 
anderthalb Jahre verloren hat. 
In  diesen anderthalb Jahren hat 
sich auch im  W esten v ie l er­
eignet. D ie Bundesrepublik ist 
souverän geworden, nach der 
grundlegenden Orientierung der 
westlichen Verteid igung nimmt 
sie geraden Kurs auf d ie W ie ­
dervereinigung.

Realitäten \
Als aber die SED um die 

Jahreswende da anzuknüpfen 
suchte, wo sie am 17. Juni ge­
scheitert war, da begannen die 
Moskauer die deutschen R ea li­
täten wahrzunehmen. Und wenn 
heute das SED-Zentralorgan 
schreibt: D ie Bundesrepublik
und ih r Bundeskanzler sind eine 
Realität, an der man nicht Vor­
beigehen kann, dann ist das fü r 
kommunistische H irne etwas 
Ungeheuerliches.

Vielleicht werden die Kom ­
munisten eines Tages auch ge ­
stehen müssen: Der 17. Juni 
w ar eine Meinungsäußerung, an 
der w ir  nicht voiiih ergehen 
konnten und die fü r uns —  so 
hart es k lin gt —  noch heute 
Gültigkeit besitztI?

H ier  lieg t der E rfo lg  des 
Volksaufstandes. D ie Sow jet- 
zonen-Bevölkerung hat nicht 
tatenlos datieigestanden, als es 
um die Selbstbehauptung 
Deutschlands ging. Sie hat ver­
hindert, daß 1953 in  M ittel­
deutschland vollendete Ta t­
sachen geschaffen wurden. A u f 
diesen E r fo lg  baut der Westen 
heute auf —  bis der Giebel über 
einem1 in  Freiheit w iederverei­
nigten Deutschland steht.
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Berlin — Warner 
und Wächter

D T . Aus der Einladung des 
Bundeskanzlers nach • Moskau 
läßt sich nichts m it größerer 
Sicherheit ableiten als d ie F o l­
gerung, daß die bisherige 
deutsche Außenpolitik richtig 
war. Sie hat dazu beigetragen, 
den W esten zu einen, zu stär­
ken und zu sichern, und sie hat 
—  entgegen allen düsteren P ro ­
phezeiungen —  dennoch das 
ost-westliche K lim a  keineswegs 
verschlechtert, sondern fü r  neue 
Yerständigungsversuche frucht­
barer gemacht.

Ob s ie gelingen werden, das 
ist freilich  eins andere F rage  —  
aber d ie neue Chance ist jeden­
fa lls  da. Über diese Zusammen­
hänge so llte vor allem  die SPD 
nachdenken. Da die deutsche 
Außenpolitik nun in  eine neue 
Phase eintritt, sollte auch zw i­
schen Regierung und Opposition 
ein neuer Anfang gemacht w er­
den.

D ie  neue Phase der Außen­
po litik  nämlich, die zunächst 
durch die Viererkonferenz und 
den Besuch Adenauers in  M os­
kau gekennzeichnet sein w ird, 
bringt nicht nur neue Chancen, 
sondern auch große Schwierig­
keiten und Gefahren. W ir  w er­
den deshalb unsere Entscheidun­
gen sehr kühl prüfen und be­
rechnen müssen. Es geht näm­
lich um reale Interessen und um 
den Ausgleich der mächtigen 
K räfte.

M an darf deshalb die Chancen 
einer ost-westlichen und —  in 
ih r eingeschlossen —  einer 
dentsch-sowjetischdh Verständi­
gung über die Beutschlandfräge 
nicht an den freundlichen E r­
lebnissen messen, über d ie jetzt 
westdeutsche Journalisten be­
richten, die zum erstenmal nach 
Moskau reisen konnten.

D iese Berichte sind schön und 
gut, und w ir  zweifeln  nicht im 
geringsten an der Herzlichkeit, 
der Aufnahme, die den deut­
schen Journalisten zuteil gewor­
den ist. D ie Menschen verstehen 
sich leicht, gerade auch dann, 
wenn sie unter der Spannung 
ernster Konflik te und schwer 
lösbarer Gegensätze die Anzie­
hungskraft des klärenden Ge­
sprächs untereinander verspü­
ren. Und die diplomatische P ro ­
paganda schließlich, die fremde

Besucher in das Land aufnimmt, 
hat noch nie den Zweck ver­
fo lg t, ihre Gäste vor den K o p f 
zu stoßen.

D ie Freundlichkeiten also, die 
im  W alten  geschickter P ropa­
ganda geboten werden, geben 
nicht die Maßstäbe fü r die 
Chance einer internationalen 
Verständigung.

Last der Gegenwart
W ir  sind durchaus empfäng­

lich fü r manches W ort in der 
sowjetischen N ote , das die Zer­
störu ng und das L e id  berührt, 
d ie der von  H itle r  entfesselte 
K r ie g  beiden Völkern zugefügt 
hat. Zehn Jahre danach sollte 
man wirklich den Schlußstrich 
ziehen.

Vergessen kann man aber 
nicht das, was fü r  a lle Deut­
schen noch schmerzliche Gegen­
w art is t: d ie von den Sowjets 
noch zurückgehaltenen deut­
schen Soldaten und verschlepp­
ten. Zivilisten, d ie kommunisti­
sche Vergew altigung der Zone 
und die m it ih r verschuldete 
Spaltung Deutschlands. Man 
muß also diese unerträgliche 
Gegenwart überwinden, wenn 
man die Beziehungen zwischen 
Deutschland und der Sow jet­
union normalisieren w ill»

D er Bundeskanzler w ird  ge­
w iß als Sprecher des gesamten 
deutschen Volkes einen ehr­
lichen Versuch hierzu machen —  
aber zu einem Gelingen gehören 
immer zwei, die sich im W illen  
zu Gerechtigkeit vereinen. Ge­
rechtigkeit aber heißt: Achtung 
vor dem Recht.

Gerechtigkeit oder 
Ausgleich ?

Es w äre wunderschön, wenn 
man bei der Lösung der inter­
nationalen Streitfragen und vor 
allem des Deutschlandproblems 
einem Rat des indischen M in i­
sterpräsidenten Nehru fo lgen  
könnte. Nehru hat seine Abnei­
gung gegen M ilitärblocks ein- . 
mal m it der Auffassung begrün­
det, daß man bei der Lösung 
internationaler Problem e immer 
frage, ob der eine oder der an­
dere Block von der Lösung pro­
fitiere ; das diene nicht dem1 
Frieden, man müsse statt dessen 
vielm ehr fragen, was gerecht sei.

D ieses 'm oralisch schöne R e­
zept ist leider politisch un­
brauchbar, w eil es über das, 
was bei der Lösung der Deutsch­
landfrage im  einzelnen gerecht 
sein -würde, unter v ie r  Mächten

meist v ier Meinungen geben 
w ird  —  und eine deutsche noch 
dazu.

Auch in  der F rage  der W ie ­
dervereinigung kommen w ir  m it 
dem Anru f der Gerechtigkeit 
allein, den w ir  gew iß niemals 
unterlassen sollten, leider nicht 
weiter, sondern nur m it einem 
vernünftigen Ausgleich der noch 
widerstrebenden Interessen. In  
einem solchen Ausgleich haben 
fo lgende Elemente die entschei­
dende Funktion:

1. D ie Forderung nach Sicher­
heit, und zw*ar Sicherheit fü r 
Deutschland und fü r Europa 
und selbstverständlich auch für 
das von Deutschland zw ar nicht 
gefährdete, aber ew ig  m iß­
trauische Sowjetrußland.

2. Freiheit und Unabhängig­
keit Deutschlands, das gegen­
über den anderen europäischen 
Völkern nicht diskrim iniert 
werden darf.

3. D er Status des geeinten 
Deutschland soll so geartet 
sein, daß Deutschland w eder als 
Ganzes in den einen oder ande­
ren Block in tegriert is t (das 
fo rdert Moskau), noch daß es 
m it unbeschränktem Rüstungs­
recht und vo ller Handlungsfrei­
heit als „Zünglein an der 
W aage“ zwischen den Macht­
blocks steht (das lehnen alle 
v ie r  Mächte ab), noch daß es 
als neutrales Vakuum ohnmäch­
t ig  zwischen den Fronten vege­
tiert (das lehnt der W esten ab).

Aus diesen wesentlichen E le ­
menten, über die sich die vier 
Mächte teils ein ig, teils uneinig 
sind, muß die Lösung der 
Deutsclilandfrage geform t w er­
den.

Es g ib t heute auf keiner Seite 
einen fertigen  Plan, von dem 
man sagen könnte, daß er die 
Lösung bringt. Das heißt indes­
sen nicht, daß die an den kom­
menden Verhandlungen betei­
ligten  Regierungen nicht eine 
ganze Stufenfolge von M öglich­
keiten bereithalten. ,

Der Beitrag Berlins
D ie Aufgabe Berlins äst es in 

dieser Situation nicht, die vielen 
Pläne m it neuen Varianten zu 
vermehren, sondern im Grund­
sätzlichen ein W arner und 
Wächter zu sein. Berlin  muß 
warnen vor einer unfruchtbaren 
diplomatischen Starrheit, die 
zwangsläufig bei einer gerade 
fü r unsere Stadt gefährlichen 
innerdeutschen Koexistenz en­
den müßte.



Treffen mit Sowjets im August?
Moskauer Vorschläge werden nach, der Viererkonferenz beantwortet

Berlin (Eigenbericht/ A i\ D P A ), D ie  Bundesregierung hat den 
Empfang der sowjetischen N ote m it der E inladung des Bun­
deskanzlers Dr. Adenauer nach Moskau und der Aufforderung 
zur Aufnahme normaler Beziehungen zwischen der Bundes­
republik und der Sowjetunion in einem Schreiben an die So- 
w jetregiernng form ell bestätigt.
M it einer Antw ort auf die in 

der N ote enthaltenen Vorschläge 
und einer endgültigen Stellung­
nahme der Bundesregierung zu 
der N ote w ird  nicht vor der 
liüekkehr des Bundeskanzlers 
von seiner Reise nach den USA 
und Großbritannien gerechnet»

Nach Ansicht politischer 
Kre ise w ird  Bundeskanzler Xir. 
Adenauer m it den Vertretern 
der Sow jetregierung nicht vor 
August Zusammentreffen. An­
scheinend ist beabsichtigt, die 
F rage  der deutschen W iederver­
ein igung erst auf der V ierer­
konferenz, d ie M itte Juli begin­
nen soll, anrollen zu lassen, be­
vor Adenauer das Gespräch m it 
den Sowjets aufnimmt.

Es w ird  in Bonn immer w ie­
der hervorgehoben, daß das 
letzte W ort in Sachen W ieder­
vereinigung bei den. Westmäch­
ten und der Sowjetunion liegt. 
D ie sowjetrussische N ote an die 
Bundesregierung hat ja  auch 
betont, daß die Aufnahme d i­
plomatischer Beziehungen die 
Verhandlungen über die W ieder­
verein igung erleichtern werde, 
daß .also anscheinend sowje- 
tiseherseits an ein Gespräch m it 
deutschen Partnern erst nach 
Herstellung der Beziehungen 
zwischen Bonn und Moskau ge­
dacht sei.

Alle Register
Die politische A ktiv ität in 

Moskau läu ft derweil auf vo l­
len Touren. In  Moskau ver­
stärkt sich fü r den westlichen. 
Beobachter der Eindruck, ■ daß 
die Sow jetregierung alle R e ­
g ister fü r  eine politische Offen­
sive zu ziehen beginnt.

D ie in  die sowjetische Haupt­
stadt eingeladenen westdeut­
schen und Westberliner- K orre­
spondenten hatten Gelegenheit, 
m it mehreren maßgebenden V er­
tretern der sowjetischen Po litik  
zusammenzutreffen, u. a. m it 
dem ehemaligen Oberkommissar 
in  Deutschland und jetzigen  
ersten stellvertretenden Außen­
minister Semjonow.

Während eines Empfanges er­

klärte Semjonow auf Anfrage, 
die Bundesrepublik m it ihren 
45 M illionen Einwohnern sei im 
Vergleich zur „Deutschen De­
mokratischen Republik,“ m it 
ihren 18 M illionen sehr wohl in 
der Lage, ein politisches Über­
gew icht zu erlangen, „wenn 
Westdeutschland eine Friedens­
politik  betreibt". Semjonow 
war jedoch nicht zu bewegen, 
seine lächelnd ausgesprochenen 
W orte näher zu erläutern.
Ohne Zensur

Am  T a g  zuvor hatten Beamte 
des sowjetischen Außenministe­
riums vor den Pressevertretern 
aus der Bundesrepublik und

In form ierte K re ise  im  Westen 
hatten einen ähnlichen Schritt 
Moskaus erwartet. Dennoch 
w irk te  die N ote als echte W elt- 
sensation. überblickt man die 
Fü lle  der Äußerungen aus allen 
westlichen Ländern darüber, 
erkennt man deutlich einige 
übereinstimmende Grundtenden­
zen.

Am  hervorstechendsten ist das 
Vertrauen zu D r. Adenauer. 
W enn einer in  Moskau nicht in 
irgendeine Fa lle  gehen würde, 
dann sei es der Bundeskanzler, 
heißt es beispielsweise in  Lon­
don. Von  keiner Seite w ird  er 
der Unzuverlässigkeit verdäch­
tigt.

Sicherlich habe Moskau, so 
heißt es in den meisten Erk lä­
rungen, nicht eine plötzliche 
L iebe zu Adenauer entdeckt, 
v ie l wahrscheinlicher sei die A b ­
sicht, ihn durch scheinbares 
Entgegenkommen in eine 
schwierige Position  zu bringen.

aus W estberlin  hervorgehoben, 
daß die Sowjetunion keine Be­
dingungen fü r den Zeitpunkt 
und die Tagesordnung der vor­
geschlagenen Verhandlungen 
zwischen Bonn und Moskau über 
eine Norm alisierung der gegen­
seitigen Beziehungen stellt.

B io  Telefonbericht« der deut­
schen Korrespondenten unter­
lagen diesmal nicht der sow je­
tischen Zensur.

A u f die F rage  des W estber­
liner DPA-Korrespondenten, ob 
bei einem eventuellen. Zusam­
mentreffen zwischen Adenauer 
und Vertretern der Sow jetregie­
rung von sowjetischer Seite 
auch die Anerkennung der 
„DDP,“  durch die Bundesrepu-^ 
b lik  angeschnitten werden solle, 
sagte ein Sprecher, diese F rage 
könne Gegenstand von V er­
handlungen sein.

Doch auch hier äußert man fe ­
stes Vertrauen auf die erwiesene 
Geschicklichkeit des Kanzlers, 
der w ie kaum ein anderer die 
Gabe habe, den Sowjets den 
Standpunkt klarzumachen.

In  zahlreichen Kommentaren 
w ird  w eiter hervorgehoben, daß 
die Einladung an Adenauer, der 
mitsamt der Bundesregierung 
bisher im  Jargon der sow jeti­
schen Propaganda als „Knecht 
der amerikanischen K riegspo li­
t ik “ erschien, praktisch die An­
erkennung der Bundesregierung 
bedeute, damit aber auch in 
höchst gefährlicher W eise be­
inhalte, daß Moskau die A u f­
fassung durchsetzen w ill, in 
Deutschland bestünden zur Zeit 
zwei Regierungen, m it denen die 
Sow jetregierung ihre Beziehun­
gen zu regeln habe. Man er­
innert daran, daß Molotow schon 
im vorigen Jahr auf der B er­
liner Konferenz entsprechende 
Bemerkungen hat fallen lassen.

Die Meinung der Welt
Berlin  (Eigenberieht/AP/BPA). Das Moskauer Angebot an 

Bundeskanzler Adenauer hat selbstverständlich ein weltweites 
Echo ausgelöst. D ie N ote w ar von der sowjetischen Botschaft 
der deutschen Botschaft in  Paris  zugeleitet worden und wurde 
gleichzeitig in  Moskau auf einer Pressekonferenz bekannt- 
gegeben. Zw ei Journalisten aus der Sowjetzona gaben dabei 
ungewollt den ersten Komm entar: Sie sprangen von ihren 
Stühlen auf und blieben —  w ie  A P  berichtet —  „m it offenem 
Munde stehen1/.



Gedenkfeiern zum  17. Juni
Berlin  (D P A ). D ie  Berliner 

Gedenkfeiern am 17. Juni w er­
den m it der Einweihung des 
Denkmals fü r die Opfer der 
Volkserhebung im  sowjetisch 
besetzten Gebiet auf dem F ried ­
hof See- Ecke Müllerstraße im 
Bezirk W edding um 10 Uhr 
eingeleitet.

Es werden Bundestagspräsi­
dent Dr. Gerstenmaier und In ­
nensenator Lipschitz sprechen. 
Den Höhepunkt des Gedenk­
tages bildet um 19 Uhr eine 
Kundgebung vo r dem Rathaus 
Schöneberg, auf der Bundesmi­
nister Jakob Kaiser, Bundes­
tagspräsident Dr. Gerstenmaier, 
der SPD-Vorsitzende Ollenhauer, 
der Regierende Bürgerm eister 
Sulif* und der Präsident des A b­
geordnetenhauses, Brandt, in 
Ansprachen auf die Bedeutung 
des Tages hinweisen werden.

An den Feierlichkeiten nehmen 
50 Abgeordnete des Bundestages 
teil.

Deutschland ist unteilbar
Ja h re s ta g u n g  des K u ra to riu m s U n te ilb a re s  D eu tsch lan d  
Braunschweig (E igenbericht). In  Braunschweig fand die 

Jahrestagung des Kuratoriums Unteilbares Deutschland statt. 
Sie wurde m it einer öffentlichen Kundgebung eröffnet. A u f der 
Kundgebung sprachen nach der Begrüßung durch den P räs i­
denten des Kuratoriums, Pau l Lobe, Bundesminister Jakob 
Kaiser, A xel de Tries, Professor Dr. Hermann Ilcim pel von 
der Universität Göttingen und der SPD-Yorsitzende Erich 
Ollenhauer.
Kaiser stellte zu der E in­

ladung Moskaus an den Bun­
deskanzler fest, daß es nur von 
Nutzen sein könne, wenn zw i­
schen Moskau und Bonn über 
die W iedervereinigung Deutsch­
lands auch einmal unmittelbar 
gesprochen werde. M it aller 
Entschiedenheit müssen in die­
ser entscheidungsvollen Zeit 
a lle Deutschen immer w ieder 
den W illen  kundtun, daß sie 
zwar leidenschaftlich an einer 
Entspannung in der W elt in ter­
essiert sind, daß aber diese En t­
spannung unter keinen Umstän­
den auf der Basis des status 
quo, der Te ilun g Deutschlands, 
gefunden werden könne und 
dürfe.

Vierertreffen am 18. Juli
B e ra tu n g en  ü b e r  in te rn a tio n a le  E n tsp an n u n g

London (A P ). D ie Einladung 
der drei Westmächte an die 
Sowjetunion zu einer Konferenz 
der Regierungschefs der USA, 
der Sowjetunion, Großbritan­
niens und Frankreichs vom 18. 
b is 21. Juli in  Genf ist von Mos­
kau angenommen worden. D ie 
v ie r  Außenminister, die nach 
dem 20. Juni in  San Franzisko 
während der Zehnjahresfeier der 
Vereinten Nationen Zusammen­
kommen, sollen die letzten V or­
bereitungen zu dieser Konferenz 
treffen.

D er Besprechung der vier 
Außenminister w ird  am 16. und 
17. Juni in  N ew  York ein T re f­
fen  der drei westlichen Außen­
m inister vorausgehen, die dort 
das inzwischen von einem A r­
beitsausschuß fertigzustellende 
Koordinierungs-Program m  prü­
fen und ihr Vorgehen in  E in­
klang bringen werden. Dabei 
soll der zu dieser Zeit in  den 
USA -weilende Bundeskanzler 
Adenauer in Fragen konsultiert 
werden, die Deutschland be­
treffen.

In  diplomatischen Kreisen 
•herrscht die Meinung vor, daß 
die Regierungschefs den a llge­
meinen Kurs zur Entspannung

in  den großen Ost-W est-Pro- 
blemen aufzeigen werden, um 
dann den Außenministern oder 
deren Stellvertretern die Aus­
arbeitung von Einzelheiten und 
den Abschluß etw aiger Überein­
kommen zu überlassen.

Da mehrere tausend Braun­
schweiger keinen Zutritt mehr 
zu der überfüllten Kundgebung 
bekommen konnten, wurden 
gleichzeitig Parallelkundgebun­
gen veranstaltet, auf denen die 
Redner der Kundgebung eben­
falls sprachen. D ie Veranstal­
tung endete m it einem Fackel­
zug durch die Stadt.

Neue Bundesminister
Bonn (Eigenm eldung). Der 

Bundesregierung gehören jetzt 
20 Bundesminister außer dem 
Bundeskanzler an. M it} der E r­
nennung von drei neuen M i­
nistern durch Bundespräsident 
Professor Heuss ist diese Zahl 
erreicht worden.

Der CDU/CSU-Fraktionsführer 
Dr. von Brentano7 wurde Außen-' 
m inister, der Sicherheitsbeauf­
tragte Blank (CDU) V erteid i­
gungsminister und der D P- 
Fraktionsführer Dr. von Mer- 
katz Bundesminister fü r Ange­
legenheiten des Bundesrates als 
Nachfolger von H ellw ege:

Neutralisierung unannehmbar
Bonn (D PA ). Bundesaußenmi­

nister D r. von Brentano hat 
über den Rundfunk betont, alle 
Teilnehmer einer künftigen V ie ­
rerkonferenz müßten sieh vö llig  
darüber klar sein, daß eine 
Neutralisierung Deutschlands 
fü r die Bundesrepublik unan­
nehmbar ist. D ie  Ausklamme- 
rung Deutschlands aus seinen 
Beziehungen zur fre ien  W elt sei 
keine Lösung.

Jede Neutralisierung mache 
Deutschland zum Objekt der 
politischen Gegensätze. Deutsch­
land könne sich dann nicht 
selbst erhalten und werde über 
kurz oder lang in die R o lle 
eines Satellitenstaats gedrängt. 
D ie von der Bundesregierung 
betriebene P o litik  der Stärke 
habe m it Aggressions- und E x ­
pansionsstreben nichts, wrohl

aber, alles m it dem W illen  zur 
Selbsterhaltung gemeinsam. Sie 
habe der Bundesregierung den 
W eg  zu Verhandlungen geöff­
net, w ie  die Einladung des Bun­
deskanzlers nach Moskau be­
weise. Zu der sowjetischen E in­
ladung müsse k largestellt w er­
den, daß eine Anerkennung der 
Sowjetzonenregierung von der 
Bundesregierung weder verlangt 
noch erwartet werden dürfe.

Werkschutz wird aufgelöst
W ien (D P A ). Der Werkschutz 

der Betriebe in  Österreich, die 
bisher unter sowjetischer Ver­
waltung standen GJSIA-Betrie- 
be), muß je tz t seine W affen ab­
geben. D ie Angehörigen des 
Werkschutzes sind in erster 
L in ie besonders ausgewählte 
österreichische Kommunisten.



Bildungsabbau in der Sowjetzone
„V olksb ildungsm in iste r“ k ü n d ig t n eu e  M aßnahm en  im  Schulw esen an

„Yolksbilduiigsm inister“  F r itz  Lange nahm kürzlich im „Neuen 
Deutschland“  die Rat-fikation der Pariser Verträge und die 
dadurch „entstandene neue politische Lage“ zum Anlaß, um 
neue Maßnahmen im  sowjetzonalen Schulwesen anzukündigen. 
Durch sie soll „der patriotischen Erziehung“  besondere A u f­
merksamkeit gew idm et werden, damit d ie Schüler „ihre Heimat 
noch tiefer und ganz bewußt lieben, die Feinde der Heimat aber 
kennen und hassen.“
Um Zeit zu gewinnen und die 

Schulausbildung weitgehend den 
späteren Anforderungen in der 
Industrie, der Landwirtschaft 
und beim W affendienst anzu­
passen, soll der „polytechnische 
Unterricht“ eingeführt, die 
Lehrpläne von der „überfülle 
des Stoffes“ befreit und der 
Fluktuation in  der Lehrerschaft 
entgegengew irkt werden. Inner­
halb von fün f Jahren soll die 
Zehnklassenschule obligatorisch 
und die sogenannte Oberschule 
im Aufbau abgeschafft werden.

Russisch — mangelhaft
Lange kritisierte die Iso lie­

rung der Schularbeit vom  po liti­
schen und gesellschaftlichen L e ­
ben und nannte den Unterricht 
„langw eilig  verbal, ermüdend 
und deshalb w irkungslos“ . Be­
sonders im  Russischunterricht 
seien erschreckende Mängel 
festzustellen. Es müsse erreicht 
werden, daß die K inder die rus­
sische Sprache „lieben und 
schätzen lernen".

B ei der Beurteilung der neuen 
Maßnahmen muß man vorw eg­
nehmen, daß es eine beliebte 
Methode der SED ist, jede 
Phase der Sow jetisierung M it­
teldeutschlands m it der # ver­
änderten politischen L a ge  zu 
begründen und die Reaktionen 
des Westens als Aktionen, ihre 
eigenen Aktionen aber als R e ­
aktionen zu bezeichnen. Das g ilt  
fü r alle willkürlichen Verände­
rungen im  politischen, w irt­
schaftlichen und kulturellen B e­
reich. Ganz besonders aber für 
das Schulwesen.

Planmäßige Gleichschaltung
H ier wurde nach dem 8. Mai 

1945 eine Entwicklung eingelei­
tet, d ie auf eine planmäßige 
Gleichschaltung m it dem so­
wjetischen Schulsystem abzielt. 
Schulreform, Volkslehrer und 
Schulbücher nach sowjetischem 
Muster waren die ersten Stützen 
zur Durchsetzung der systema­

tischen Erziehung zum Kommu­
nismus, die das humanistische 
Bildungsgut verdrängten. Seit­
her sind die raffin iert-prim iti­
ven Methoden immer ausgefeil­
ter geworden, ih r Ziel —  die 
restlose Sow jetisierung der ge­
samten Pädagogik, ist unver­
ändert.

D ie  Lehrpläne wurden ent­
sprechend den ZK-Anweisungen 
und Ministerratsverordnungen 
nach . den Prinzip ien der kom­
munistischen Parteilichkeit fest­
ge legt und ermöglichen F D J  
und Jungen Pionieren w eit­
gehende Einflußnahme. D ie 
kürzlich eingeführten „Schüler- 
R egeln “  fordern „d ie  Einziehung 
zur bewußten D isziplin“ , ein 
w eiterer Schritt also, durch den 
die individuelle Erziehung des 
Schülers zugunsten der kollek­
tiven Meinungsbildung einge­
schränkt wird.

Kollektivgehorsam
W enn je tz t die psychologische 

Vorbereitung zum Kollektivge-

horsam, die Erziehung zum 
Haß, betrieben werden soll, 
dann bestätigt sich darin die 
menschenfeindliche, jede Sitte 
und Recht leugnende Substanz 
der kommunistischen Ideologie, 
d ie sich nicht scheut, schon die 
Kleinsten seelisch zu vergiften  
und Haß gegen  die Angehörigen 
des eigenen Volkes zu predigen.

Diesem Ziele werden alle 
Maßnahmen untergeordnet. D ie 
Schulausbildung dient nur noch 
rationalen Zwecken —  der spä­
teren Spezialistentätigkeit in 
der Produktion —  und die K ü r­
zung des Lehrstoffes zieht jenen 
Bildungsabbau nach sich, der aus 
dem Schüler einen w en ig  kom­
plizierten und zur blinden Be- 
fehlsaufführung geeigneteren 
Menschen form t. Unter solchen 
Verhältnissen vollzieht sich die 
vö llige  Reduktion aller Persön­
lichkeitswerte.

D ie  Auswirkung dieser ge­
fahrvollen Entwicklung ist nicht 
zu übersehen, w eil noch nicht 
abzusehen ist, wann diesem in­
famen Treiben ein Ende gesetzt 
w erden  kann.' Bis dahin muß 
man auf die persönlichkeits­
bildende W irkung von Mensch 
zu Mensch und auf das natür­
liche Unterscheidungsvermögen 
der K inder in der Zone ver­
trauen.

Verstärkte Jugend-Flucht
4917 baten im Mai um Aufenthaltsgenehmigung

Bonn, (D P A ). D ie  Zahl der 
jugendlichen Flüchtlinge aus der 
Sowjetzone und Ostberlin ist 
seit ein igen Monaten ständig im  
Wachsen. W ie  das Bundesver- 
triebenenministerium in Bonn er­
klärte, haben im  M ai 4817 allein­
stehende Jugendliche Aufent­
haltserlaubnis beantragt, im 
Februar waren es nur 2781, im 
M ärz 3521 und im  A pril 1955 
noch 3973. Auch in der ersten 
Juniwoche hält sich der Strom 
der Jugendlichen auf der M ai­
höhe.

A ls  Gründe fü r diese Entwick­
lung nannte Staatssekretär Dr. 
Nahm

1. die verstärkte W erbung für 
die Volkspolizei, die unter An­
drohung des Verlustes der A r­
beitsstelle vor sich gehe.

2. die Heranziehung zum 
Dienst in den sogenannten

Kam pfgruppen der FD J und 
der Betriebe und

3. die vorhandene und vermu­
tete Erschwerung des Inter- 
zonenreiseverkehrs.

Insgesamt haben im Monat 
M ai 19 550 Zuwanderer aus der 
Sow jetzone Notaufnahme im 
Bundesgebiet beantragt, das 
sind rund 1500 mehr als im 
April.

Nach deu Berechnungen des 
Vertriebenenministeriums haben 
in den vergangenen drei Jahren 
fast zehnmal soviel Personen 
ihren Wohnsitz von der Sow jet­
zone in die Bundesrepublik ver­
leg t w ie umgekehrt.

Von 1952 bis Ende 1954 wur­
den im W esten 537 865 Perso­
nen aufgenommen, während nur 
58 640 aus dem Bundesgebiet 
nach dem Osten abgewandert 
sind.



Bei einer Gesamteinfuhr von 
10,39 Mrd. betrug der A n te il 
Rußlands in  1930 etwas über 
4 v, H . B ei der deutschen Aus­
fuhr von 12,04 Mrd. w ar Ruß­
land m it 3,5 v . H . beteiligt.

Nach dem zweiten K r ie g  hat 
zwar der Handel zwischen der 
Sowjetzone und der Sowjetunion 
einen sehr erheblichen A u f­
schwung genommen. H ier  
konnte die Sowjetunion nach 
ihren Wünschen diktieren, was 
dabei Reparationslieferungen, 
was echter Export war, blieb 
unklar. D ie emsigen Bemühun­
gen der Sowjetzone um E rw ei­
terung des Außenhandels zur 
Befriedigung der eigenen B e­
dürfnisse lassen darauf schlie-

Der rote Handel lockt wieder
Wünsche der Sowjetunion — Gegenleistung ungewiß

In  des sowjetischen N o te  an. d ie Bundesregierung w ird  auch 
der W iederherstellung von stabileren Handelsbeziehungen zw i­
schen der UdSSR und der Bundesrepublik große Bedeutung 
beigemessen. D ie  N ote erinnert daran, daß früher der Handels- 
verlcehr zwischen beiden Ländern beträchtlich w ar und zeit­
weise sogar ein Fünftel’ des Außenhandels beider Länder aus- 
jnachte, seitdem aber eingeschränkt und unbeständig geworden 
ist. Norm ale Beziehungen zwischen beiden Ländern würden dis 
grundlegenden 'Voraussetzungen fü r einen umfangreichen Han­
del darstellen, d ie fü r beide T e ile  von Vorte il wären.

Sieht man mal von den poli­
tischen H intergründen ab, von 
denen solche Verheißungen an 
die westdeutsche Industrie dik­
tiert sein mögen, eines steht 
sicher fest, daß die Sowjetunion 
m it der noch höher entwickelten 
deutschen Industrie, die ihr bei 
der weiteren Industrialisierung 
des Riesenlandes alles, was sie 
bedarf, zur Verfügung stellen 
kann, gern w ieder in  das Ge­
schäft kommen möchte.

D ie Zeit, in  der der deutsch­
russische Handel d ie in  der 
N ote angeäeutete Höhe hatte, 
lie g t allerdings schon lange zu­
rück. Bei einer Gesamteinfuhr 
des Jahres 1924 von  9,14 Mrd.
Reichsmark wurden aus Ruß­
land 126 M ill., das sind 1,4 v.H ., 
eingeführt, an der Ausfuhr von 
6,53 Mrd. hatten die L ieferun­
gen nach Rußland m it S9 M ill. 
einen Anteil von ebenfalls 1,4 v.H .
Durch die Abkommen in  den 
folgenden Jahren, bei denen m it 
H ilfe  der Banken eine Industrie­
finanzierungsgesellschaft Ost ins 
Leben gerufen wurde, blühte 
der Handel m it Rußland w ieder 
auf.

Dabei waren die Russen pein­
lich darauf bedacht, die Zah­
lungsbedingungen genau einzu­
halten und die auf kurze oder 
längere Zeit laufenden Russen­
wechsel zu bezahlen. Rußland 
lie ferte damals vo r allem Ge­
tre ide und industrielle R oh ­
stoffe, darunter erhebliche Men­
gen von Erzen, während 
Deutschland industrielle An­
lagen nach Rußland exportierte.
Nach dem Statistischen Jahr­
buch nahm der Handelsverkehr 
zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion in  den Jahren 1928 
bis 1930 folgende Entwicklung 
(in M ill. R M ) :

1928 1929 1939 
E in f. aus Rußland 379 428 438 
Ansf. nach Rußl. 403 354 431

ßen, daß die Sowjetunion nur 
das unbedingt N ö tige  abgenom- 
men und ge lie fert hat.

M it Westdeutschland ist der 
Handelsverkehr der Sowjetunion 
nahezu auf den Nullpunkt ge­
sunken, w ie sich aus folgenden 
Zahlen erg ib t (in M ill. D M ):

1950 1851 1952
E in fu h r . . .  0,1 1,9 18,6
Ausfuhr . . 0,0 0,1 0,6

Das bedeutet bei einem1 Ge­
samtvolumen des Außenhandels 
in 1952 von 33 Mrd. einen An­
te il von 0,05 v. H.

D ie  Sowjetunion w ird  sicher 
vie le Wünsche haben, was es 
dagegen bei dem hohen .eigenen 
Bedarf an Nahrungsmitteln w ie 
an Rohstoffen zu bieten hat, ist 
dagegen sehr ungewiß. Zwar 
wurden die Besuche auslän­
discher Handelsdelegationen in 
Moskau nach sowjetischen M it­
teilungen immer m it „großen 
E rfo lgen “ abgeschlossen, man 
hat auch gehört, daß Rußland 
erhebliche T e ile  seiner Aufträge 
m it Gold bezahlt hat, aber v ie ­
les spricht doch dafür, daß die 
Sowjetunion auch heute noch 
nicht sehr exportkräftig  gewor­
den ist.

Rebellion durch Schweigen
Polnische Schüler schrieben an Stimme Amerikas

N ew  York  (A D ). Ober einen 
„Aufstand m it der W affe des 
Schweigens“ , zu dem es anter 
polnischen Schulkindern im  
Kam pf gegen „ro t gefärbten“  
Geschichtsunterricht gekommen 
ist, berichteten kürzlich W a r­
schauer Jungen in einem auf­
schlußreichen B rie f an „D ie 
Stimme Amerikas“ .

D ie ihnen Vorgesetzte L itera ­
tur sei „großzügig gewürzt m it 
kommunistischer Tunke“ , und 
historische Fakten würden durch 
Lügen  verdreht oder entstellt, 
heißt es in  dem Brief. D ie po l­
nische Jugend ist aber in all 
den Jahren keineswegs apathisch 
geworden, sondern erkennt 
die Gefahr, der sie durch solche 
Machenschaften ausgesetzt ist. 
A llerdings haben die Schüler 
und Studenten keine andere 
Möglichkeit, sich dagegen zu 
wehren, als durch Schweigen 
eine Rebellion  zu demonstrieren, 
wenn die kommunistischen A g i­
tatoren Zustimmung und B egei­
sterung verlangen.

D ie Warschauer Jungen b e­
richten unter anderem, daß sie

M itg lied  des kommunistischen 
Jugendverbandes ZM P werden 
mußten, aber selbst bei Aufm är­
schen und Massenversammlun­
gen seien sie so gut „w ie  nicht 
dabei“ . W örtlich  schreiben sie 
dann: „W ir  melden uns auch nie 
als Redner bei solchen Veran­
staltungen, ' und während der 
Diskussion herrscht o ft eisiges 
Schweigen, m it dem w ir  genau 
das ausdrücken, was offen nicht 
gesagt werden darf.“

Vor zehn Jahren verschleppt
Berlin  (Eigcnmeldung). Von 

den mehr als 16 000 deutschen 
K indern und Jugendlichen, die 
vom  5. bis ,7. Juni 1945 von so­
wjetischen Soldaten entführt 
wurden, sind bisher etwa 4800 
zurückgekehrt. In  einer Sendung 
anläßlich der Massenentführung 
gab R IA S  am Montag bekannt, 
daß allein aus Berlin über 709 
Mädchen und Jungen verschleppt 
worden seien. Von ihnen seien 
nur 40 w ieder zurüekgekommen.

Diese Heim kehrer hätten von 
20 w eiteren Entführten die T o ­
desnachricht mitgebracht. ‘



.Bomben"- Stimmung in Pankow
ten —  keine Lügennachriehten w eitertra­
gen. Und so müssen w ir, bedauerlicher­
weise, korrig ieren : D er Rapallo-M al tzan 
starb 1927, der je tz ige  Botschaiter-hfalt- 
zan w ar beim  Abschluß des Vertrages von 
Hapallo ganze 22 Jahre a l t . . .

Nur SED-Ärzte dürfen
Die wachsende Unlust von SED-M itglie- 

dern, in  den sogenannten Kampfgruppen 
uienst zu tun, hat das Zentralkomitee der 
SED zu der Anweisung an die K re is le i­
tungen veranlaßt, ärztliche A tteste und 
Gesuche um Dienstbefreiung künftig 
schärfer nachzuprüfen. Von je tz t an dür­
fen, w ie  der Untersuchungsausschuß fre i­
heitlicher Juristen meldet, nur noch solche 
Atteste anerkannt werden, die von SED- 
Ärzten ausgestellt wurden.

Heimkehrer aus der CSR
Ein neuer Transport von 27 ehemaligen 

politischen H äftlingen  aus der Tschecho­
slowakei ist auf dem bayerischen Grenz­
bahnhof Schirnding eingetroffen. D rei der 
Heimkehrer, die aus dem Strafgefängnis 
Ilava  (Slowakei) kamen, berichteten, daß 
von den rund 700 sich noch dort befind­
lichen H äftlingen annähernd 150 nur noch 
liegend einen Rücktransport überleben 
würden. Sie seien vö llig  entkräftet.

Peinlich — peinlich ...
„Auch ist es vorgekommen, daß Haus­

frauen, die bei der Bekanntgabe der Nach­
richt gerade in der Küche hantierten, alles 
beiseite schoben und zunächst einmal die 
Nachricht weitergetragen haben“ , heißt es 
im Leita rtike l der Ost-CDU-Zeitung „Neue 
Zeit“  über die sowjetische Einladung an 
Adenauer. Fürwahr, schon diese überaus 
geistreiche politische Darstellung zeugt 
von  dem hohen Niveau und der tiefs inni­
gen Darstellungskraft eines ostsektoralen 
Chefredakteurs.

Nun, wenn sich schon hantierende Haus­
frauen spontan zum W eitertragen von 
Nachrichten entschließen, w ird  man es uns 
nicht verübeln, auch den Leitartike l der 
„Neuen. Zeit“  nachrichtlich weiterzutragen, 
der dann, das Lob lied  auf Rapallo singt 
und triumphierend feststellt: „Übrigens ist 
der Botschafter der Bundesrepublik in 
Paris, dem die sowjetische Note überreicht 
worden ist, der gleiche Freiherr von 
Maltzan, der den Rapallovertrag m it- 
unterzeichnete und als L e ite r  der Ostabtei­
lung des damaligen Außenministeriums 
sich m it E ife r  fü r das Zustandekommen 
dieses Vertrages eingesetzt hat.“

Doch w er Nachrichten w eiterträgt darf — 
jedenfalls nach westlichen. Gepfiogenhei-

„Hali, schlechte Wegsiieckel 
Erst mal Kehrtwendung um 180 Gradl"



Deutsches Buch au dritter Stelle
Übersicht über den literarischen Weltmarkt 

Welche Holle spielt das deutsche Buch im  Geistesleben der 
heutigen W e lt?  Auf diese Frage erlaubt das Verzeichnis der 

'Übersetzungen, Index translationum der UNESCO, eine, Ant­
wort. Der letzte Band, der über die Erscheinungen 1953 Aus­
kunft g ibt, schließt 47 Länder ein, darunter auch die Sow jet­
union, Polen, die Tschechoslowakei und Bulgarien, während 
andere Staaten des Ostblocks, China, Ungarn und Bumänien 
noch fehlen.

Das aufgeschlossenste Land 
fü r Übersetzungen ist Deutsch­
land m it 1469 Werken, es fo lgen 
Japan (1298), die Tschechoslo-

Freunde in der SBZ bitten 
w ir, den Fundort dieses Blattes 
an das Postschließfach N r. 5S
nach Berlin  ■ 
mitzu teilen.

Charlottenburg 9,

wakei (1260). Frankreich (1223) 
und Ita lien  (1221). Es zeig t sich, 
daß gewisse westliche Völker 
m it einer eigenen vielseitigen 
Kulturentwicklung sich gegen 
die Übersetzung abschließen 
und gewissermaßen einer kultu­
rellen Autonomie zustreben. 
Dies g ilt  fü r die Vereinigten 
Staaten m it 59S und England 
m it 622 Übersetzungen.

Umgekehrt sind gewisse k le i­
nere Völker w eit stärker für die 
Übersetzung aufnahmebereit. So 
halten die Niederlande m it 840. 
Norwegen m it 534 und Schweden 
m it 582 Übertragungen ungefähr 
Schritt m it Großbritannien und 
den Verein igten Staaten. Was 
von den westlichen Völkern ge­
sagt wurde, g ilt  noch mehr fü r 
die Staaten hinter dem Eisernen 
Vorhang. Den 432 Übersetzungen 
der riesigen Sowjetunion stehen 
1260 in der Tschechoslowakei,

788 in P o len ,-563 in Bulgarien 
gegenüber.

Die Ubersetzungstätigkeit in 
den Staaten des Ostblocks ist 
durch weitgehende Inzucht ge­
kennzeichnet. Was in Rußland 
erscheint, sind fast ausschließ­
lich Autoren der nichtrussischen 
Völker der Sowjetunion, der 
Ukrainer, der Georgier oder 
Bücher der Satellitenvölker. Bei 
den Satellitenvölkern haben die 
Russen den Löwenanteil, Sogar 
die bulgarische Karl-M arx-Aus- 
gabe beruht auf einem russi­
schen Text.

Aus -welchen Sprachen w ird 
am meisten übersetzt? Nach 
dem stark führenden englischen 
Buch fo lg t  das französische und 
an dritter Stelle das deutsche. 
(Der Kennzeichnung liegt die 
Sprache, nicht die Staatsange­
hörigkeit zugrunde.) Während 
das französische Buch in Süd­
amerika, das englische in  den 
skandinavischen Ländern bevor­
zugt w ird, ist das deutsche Buch 
über a lle Gebiete (von den Ost­
blockstaaten abgesehen) ziemlich 
gleichm äßig verteilt. Während 
aber das französische Buch 
seine Verbreitung in der W elt 
vor allem1 der schönen Literatur 
verdankt, ist fü r die Position 
des deutschen Buches stark das 
Fachwerk (Technik und M edi­
zin) und auf die philosophische 
L iteratu r entscheidend.

D ie deutsche klassische L ite ­
ratur erlebt in allen Ländern 
beständig Neuausgaben, 1953 
Goethe allein in Japan 14 Bände.

„Zur Freiheit berufen“
Bischof Weskamm sprach zur Jugend

D ie Bekenntnisfeier 1955 der 
katholischen Jugend zum christ­
lichen Menschenbild klang auf 
dem Reiterplatz am O lj’mpia- 
stadion m it einer P red ig t von 
Bischof W ilhelm  Weskamm aus. 
Mehrere tausend Jugendlich^ 
hatten sich unter dem Motto des 
Tages „Zur Freiheit berufen“ 
versammelt.

Bischof Weskamm r ie f die 
katholische Jugend Berlins auf, 
als fre ie  Christen stark zu sein, 
um den Bedrohungen der F re i­
heit in  der Gegenwart w ider­
stehen zu können. D ie Freiheit 
habe zwei Feinde: die Masse 
und die eigene Natur des Men­
schen. Das Kollektiv, sagte Bi-

Vollbeschäftigung erreicht
D ie Zahl der Arbeitslosen in 

der Bundesrepublik hat den 
bisher tiefsten Stand seit der 
W ährungsreform  erreicht. Sie 
ist im  M ai um 162 612 auf 
731104 zuriiekgegangen. Der 
bisherige Tiefststand lag im  
September 1954 bei 820 919.

W ie  die Bundesanstalt fü r A r ­
beitsverm ittlung und Arbeits­
losenversicherung bekanntgab, 
ist damit im  Bundesgebiet die 
Vollbeschäftigung erreicht. D ie 
überaus günstige Entwicklung 
des vergangenen Monats sei 
nicht zuletzt auf die von der

Bundesanstalt Während des 
W inters gemachten Anstrengun­
gen zurückzuführen, Arbeitslose 
aus den Notstandsgebieten an 
Bedarfsplätze zu vermitteln.

T rotz  des starken Rückgangs 
der Arbeitslosigkeit werde die 
deutsche W irtschaft vorläufig 
noch ihren Bedarf an Arbeits­
kräften im  Inlande decken kön­
nen. E in großer T e il des K rä fte ­
bedarfs könne aus der in  den 
nächsten Jahren noch ziemlich 
großen Zahl der Schulentlassun­
gen und der Sowjetzonenflücht­
linge gedeckt werden.

schof Weskamm, würde die 
Freiheit des Menschen immer 
mehr untergraben, ohne daß 
w ir  es merkten.

„Gruppen-Erkrankungen"
Berlin  (D PA ). Eine „Gruppen- 

Erkrankung" an Trichinose ist 
in dem D orf W eisehlitz im 
K re is Plauen aufgetreten.

S S D , herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Po lize i 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. übrigens
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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